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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Rat der EU: Antigua und Barbuda, Belize und Seychellen in die EU-Blacklist 
aufgenommen 

Der Rat hat am 17. Oktober 2023 beschlossen, Antigua und Barbuda, Belize und 
die Seychellen in die EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für 
Steuerzwecke aufzunehmen. Zugleich wurden drei Länder und Gebiete von der 
Liste gestrichen: die Britischen Jungferninseln, Costa Rica und die Marshallinseln. 

Nach diesen Aktualisierungen umfasst die EU-Liste die folgenden 16 Länder und 
Gebiete: 

• Amerikanisch-Samoa 
• Antigua und Barbuda 
• Anguilla 
• Bahamas 
• Belize 
• Fidschi 
• Guam 
• Palau 
• Panama 
• Russland 
• Samoa 
• Seychellen 
• Trinidad und Tobago 
• Turks- und Caicosinseln 
• Amerikanische Jungferninseln 
• Vanuatu 

Änderungen an der Liste 

Im Rahmen der jüngsten Aktualisierung der EU-Liste hat der Rat drei Länder in 
die Liste aufgenommen: Antigua und Barbuda, Belize und die Seychellen. Bei 
allen drei Ländern wurde festgestellt, dass der Austausch von 
Steuerinformationen auf Ersuchen (Kriterium 1.2) unzureichend ist. 

Die Britischen Jungferninseln wurden von der Liste gestrichen, da sie ihren 
Rahmen für den Informationsaustauch auf Ersuchen (Kriterium 1.2) geändert 
haben und gemäß dem OECD-Standard neu bewertet werden sollen. Bis zu 
dieser Neubewertung wird das Land in Anhang II geführt. Costa Rica wurde von 
der Liste gestrichen, weil es die schädlichen Aspekte seiner Regelungen für die 
Freistellung ausländischer Einkünfte (Kriterium 2.1) geändert hat. 
Die Marshallinseln wurden von der Liste gestrichen, da sie erhebliche 
Fortschritte bei der Durchsetzung der Anforderungen an die wirtschaftliche 
Substanz (Kriterium 2.2) gemacht haben. 

Russland befindet sich, wie im Februar (siehe unseren Blogbeitrag), auf der 
Liste. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228928/update-bmf-veroeffentlicht-anwendungsschreiben-ueber-die-pflicht-zur-mitteilung-grenzueberschreitender-steuergestaltungen/
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Am 10. Oktober 2023 hat das BMF den Referentenentwurf für die Verordnung 
zur Änderung der Steueroasen-Abwehrverordnung veröffentlicht. Mit dem 
Steueroasen-Abwehrgesetz (StAbwG) vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2056) 
werden Verwaltungs- und Legislativmaßnahmen bereitgestellt, die im Verhältnis 
zu nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten (§ 2 Abs. 1 StAbwG) Anwendung 
finden. Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 StAbwG werden das BMF und 
das BMWK ermächtigt, eine Rechtsverordnung (RVO) mit Zustimmung des 
Bundesrates zu erlassen, in der die Steuerhoheitsgebiete genannt sind, die nach 
Maßgabe des § 2 Abs. 1 StAbwG nicht kooperative Steuerhoheitsgebiete sind, 
soweit sie in der im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten EU-Liste 
nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke (EU-Liste) in der jeweils 
aktuellen Fassung gelistet sind (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StAbwG). In die 
aktualisierte EU-Liste wurden Antigua und Barbuda, Belize, die Russische 
Föderation und die Seychellen neu aufgenommen. Damit befinden sich auf 
der EU-Liste nun 16 Staaten bzw. Steuerhoheitsgebiete. Die 
Änderungsverordnung setzt diese voraussichtliche Erweiterung gemäß § 3 Abs. 1 
StAbwG in das deutsche Recht um. 

Fundstelle 

Rat der EU, Pressemitteilung vom 17. Oktober 2023. 

 

Bundesrat: umfangreiche Äußerungen zum geplanten 
Wachstumschancengesetz 

Der Bundesrat hat sich am 20. Oktober 2023 zu dem von der Bundesregierung 
geplanten Wachstumschancengesetz geäußert, das umfangreiche Änderungen 
im Steuerrecht vorsieht. 

Kostenfolgen für Länder und Kommunen 

In ihrer ausführlichen Stellungnahme bekunden die Länder zwar grundsätzlich 
Unterstützung für das Vorhaben, bessere Rahmenbedingungen für mehr 
Wachstum, Investitionen und Innovationen auch zum Klimaschutz zu schaffen. 
Gleichzeitig kritisieren sie aber die finanziellen Belastungen für die Haushalte der 
Länder und Kommunen, die mit 4,4 von 7 Milliarden Euro jährlich fast zwei Drittel 
der geplanten steuerlichen Maßnahmen zu tragen haben. Der Bundesrat warnt 
vor negativen Auswirkungen auf das Gewerbesteueraufkommen von Städten und 
Gemeinden, die diese angesichts ihrer schwierigen Finanzlage überfordern 
könnten. 

Kritik an Bürokratie- und Verwaltungsaufwand 

Zahlreiche der über 40 Änderungsvorschläge des Bundesrates beziehen sich auf 
die neue Klimaschutz-Investitionsprämie, die aus seiner Sicht zu 
verwaltungsaufwändig und bürokratisch ausgestaltet ist. Er bemängelt, dass die 
Länder bei der Prüfung der organisatorischen und automationstechnischen 
Anforderungen der Praxis nicht eingebunden worden sind. Da es sich bei der 
Investitionsprämie um eine außersteuerliche Subvention handele, sollte sie als 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2023-10-10-AendStAbwV/0-Verordnung.html
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/10/17/taxation-antigua-and-barbuda-belize-and-seychelles-added-to-eu-list-of-non-cooperative-jurisdictions-for-tax-purposes/
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Zuwendung durch den Bund verwaltet und finanziert werden, zum Beispiel durch 
das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle. 

Digitaler Vollzug 

Eine Vielzahl der geplanten steuerlichen Fördermaßnahmen sei überdies nicht 
oder nur teils kompatibel mit den IT-Systemen der Steuerverwaltung. Ein 
digitalisierter Vollzug sei damit - teils auf Dauer - nicht möglich, betont der 
Bundesrat. Er warnt vor erhöhte Belastungen des Personals in den Finanzämtern, 
längeren Verfahrensdauern und höheren Bürokratiekosten. 

Stromsteuersenkung 

Neben zahlreichen konkreten Verbesserungsvorschlägen zu den einzelnen 
Artikeln des Gesetzentwurfs äußert der Bundesrat mehrere Prüfbitten zu 
zusätzlichen Entlastungsmaßnahmen. Unter anderem fordert er eine Senkung der 
Strompreissteuer auf das europäische Mindestmaß - in einem weiteren Schritt 
eine kurzfristig umzusetzende Reform der staatlich induzierten Preisbestandteile 
im Energiesektor. 

Was die Regierung plant 

Ziel der Regierung ist es laut Entwurfsbegründung, Deutschland auf dem Weg zu 
einer klimaneutralen Wirtschaft weiter voranzubringen und die 
Wettbewerbsfähigkeit des Standorts zu stärken. Die Regierung plant für die 
Wirtschaft jährliche Entlastungen von rund sieben Milliarden Euro bis 2028. 

Investitionsprämie 

Ein zentrales Vorhaben ist die Einführung einer Investitionsprämie zur Förderung 
der Transformation der Wirtschaft. Hierdurch sollen die Standortbedingungen mit 
steuerlichen Anreizen für Investitionen in saubere und klimafreundliche 
Technologien verbessert werden. Konkret will die Bundesregierung 15 Prozent 
der Aufwendungen für Energieeffizienzmaßnahmen von Unternehmen als direkte 
finanzielle Unterstützung bezuschussen. 

Forschungsförderung 

Das geplante Gesetz soll außerdem einen zusätzlichen steuerlichen Impuls für 
mehr Forschung setzen. Neben Personalkosten sollen künftig auch Sachkosten 
förderfähig sein. Außerdem sollen die maximale Bemessungsgrundlage 
verdreifacht und so höhere Förderbeträge erreicht werden. Zudem soll sich der 
Fördersatz für kleine und mittlere Unternehmen von 25 auf 35 Prozent erhöhen. 

Modernisierung des Steuerrechts 

Insgesamt soll das Steuersystem durch Änderungen an zentralen Stellen 
einfacher und moderner werden. Erreichen will die Bundesregierung dies 
insbesondere durch eine befristete Wiedereinführung der degressiven 
Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter ab dem und eine befristete 
Einführung einer degressiven Abschreibung für Wohngebäude in Höhe von sechs 
Prozent ab dem 1. Oktober 2023, Verbesserung des steuerlichen Verlustabzugs, 
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die Einführung einer Zinshöhenschranke, eine Meldepflicht für nationale 
Steuergestaltungen und die Anhebung der Grenze für geringwertige 
Wirtschaftsgüter auf 1000 Euro sowie die Einführung einer gesetzlichen Regelung 
zur Verwendungspflicht von elektronischen Rechnungen zwischen inländischen 
Unternehmen. 

Weiteres Verfahren 

Die Stellungnahme des Bundesrates wurde der Bundesregierung zugeleitet, die 
eine Gegenäußerung dazu verfasst und beide Dokumente in die bereits 
laufenden Bundestagsberatungen nachreicht. Spätestens drei Wochen, nachdem 
das Parlament das Gesetz verabschiedet hat, kommt es auf die Tagesordnung 
der Länderkammer, deren Zustimmung erforderlich ist. 

Hinweis 

In seiner Sitzung am 25. Oktober 2023 hat das Bundeskabinett den Entwurf einer 
Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates (BR-
Drs. 433/23 – Beschluss) ohne Aussprache beschlossen. Eine Drucksache liegt 
noch nicht vor. 

Fundstelle 

BundesratKOMPAKT, TOP 15 zur Sitzung am 20. Oktober 2023.  

https://www.bundesregierung.de/breg-de/bundesregierung/bundeskanzleramt/kabinettssitzungen/bundeskabinett-ergebnisse-2232708
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 26. Oktober 2023 

 
 
Gegen die Höhe des Säumniszuschlags nach § 240 Abs. 1 Satz 1 
der Abgabenordnung bestehen auch für Zeiträume nach dem 
31.12.2018 keine verfassungsrechtlichen Bedenken. 
Meinungsverschiedenheiten über die Zuständigkeit nach dem 
Geschäftsverteilungsplan zwischen den Spruchkörpern desselben 
Gerichts sind durch das Präsidium zu entscheiden (Anschluss an 
Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 05.10.1999 - X ARZ 
247/99, Neue Juristische Wochenschrift 2000, 90). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Ob das Vertragsverhältnis zwischen dem Ferienimmobilienanbieter 
und dem Objekteigentümer einen Mietvertrag oder einen 
Vermittlungsvertrag mit Geschäftsbesorgungscharakter darstellt, 
hängt vom Inhalt und der Durchführung des geschlossenen 
Vertrags ab. Für die Einordnung als Mietvertragsverhältnis spricht 
insbesondere, dass der Anbieter die Objekte im eigenen Namen 
vermarktet und vom Eigentümer keine Vermittlungsprovision erhält, 
sondern diesem ein Entgelt für die Gebrauchsüberlassung zahlt.  
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 041/23. 
 
 
 
 
 
Der für die Bemessung der Steuerfreiheit von Zuschlägen zur 
Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit maßgebende Grundlohn ist 
der laufende Arbeitslohn, der dem Arbeitnehmer bei der für ihn 
maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit für den jeweiligen 
Lohnzahlungszeitraum arbeitsvertraglich zusteht. 
Ob und in welchem Umfang der Grundlohn dem Arbeitnehmer 
tatsächlich zufließt, ist für die Bemessung der Steuerfreiheit der 
Zuschläge daher ohne Belang. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Beschluss X B 52/23 
(AdV): 
Verfassungsmäßigkeit 
von 
Säumniszuschlägen 
 
 
 
 
 
 
13. September 2023 
 

Urteil III R 59/20: 
Gewerbesteuerrecht-
liche Hinzurechnung 
von Aufwendungen 
für die Überlassung 
von Ferienimmobilien 
zur Weiterüberlassung 
an Reisende 
 
 
 
17. August 2023 
 

 

 
Urteil VI R 11/21: 
Berechnung des 
Grundlohns bei 
steuerfreien 
Zuschlägen für 
Sonntags-, Feiertags- 
oder Nachtarbeit 
 
 
 
 
10. August 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310203/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310201/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/gewerbesteuerrechtliche-hinzurechnung-von-aufwendungen-fuer-die-ueberlassung-von-ferienimmobilien-zur-weiterueberlassung-an-reisende/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310202/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil II R 4/21: Antrag auf Terminaufhebung trotz Möglichkeit der Video-
Zuschaltung 
26. Juli 2023 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Hinzurechnungsbesteuerung gemäß §§ 7 ff. AStG: Verfassungs- und 
unionsrechtliche Zweifel 
Auch wenn nach summarischer Prüfung verfassungs- und unionsrechtliche 
Zweifel an der Hinzurechnungsbesteuerung gemäß §§ 7 ff. AStG jedenfalls 
insoweit bestehen, als die Niedrigsteuerschwelle im Sinne des § 8 Abs. 1 i.V.m. 
Abs. 3 AStG (25 %) höher ist als die niedrigste nationale Gesamtsteuerbelastung 
bei unbeschränkt Steuerpflichtigen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KStG 
(22,825 % unter Einbeziehung der Gewerbesteuer), bleibt eine Beschwerde im 
AdV-Verfahren ohne Erfolg, wenn es ausgeschlossen erscheint, dass die 
Antragsteller angesichts einer "Nullbesteuerung" der streitigen Einkünfte im 
Ausland von einer einen Verfassungs- beziehungsweise Unionsrechtsverstoß 
beseitigenden begünstigenden Rechtslage profitieren könnten. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Beschluss entschieden. 
Sachverhalt 
An einer in Hongkong ansässigen Ltd. waren in Deutschland ansässige Personen 
zu je 1/3 beteiligt. Die Ltd. erzielte Einkünfte aus der Erbringung von 
Dienstleistungen, die in Hongkong nicht besteuert wurden. Eine 
Feststellungserklärung nach § 18 Außensteuergesetz (AStG) wurde nicht 
abgegeben. Die Antragsgegnerin, die nicht mit den Wohnsitz-Finanzämtern 
identisch war, erließ einen Feststellungsbescheid für 2016 und schätzte den 
Hinzurechnungsbetrag i.S.d. § 10 Abs. 1 AStG. Hiergegen wurde Einspruch 
eingelegt und Aussetzung der Vollziehung (AdV) beantragt, die seitens der 
Antragsgegnerin abgelehnt wurde. 
Streitig war zum einen die Zuständigkeit für den Erlass des Bescheides über die 
gesonderte und einheitliche Feststellung gem. § 18 AStG sowie die 
Europarechtskonformität der Hinzurechnungsbesteuerung gem. §§ 7 ff. AStG. 
Der Antrag vor dem Finanzgericht Münster hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Urteil des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Beschwerde als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht konnte rechtsfehlerfrei unter Hinweis auf den zu den 
Feststellungsjahren 2005 bis 2007 ergangenen BFH-Beschluss vom 30.09.2020, I 
R 12/19 (I R 78/14) ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der angefochtenen 
Feststellung ablehnen; ungeachtet der rechtstatsächlichen Entwicklung bestehen 
auch im Feststellungsjahr 2016 in der streitgegenständlichen Konstellation einer 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310200/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/231711/unionsrechtmaessigkeit-der-hinzurechnungsbesteuerung-im-drittstaatenfall/
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ausländischen Ertragsteuerbelastung der Zwischengesellschaft von 0 % und der 
Zuordnung der Hinzurechnungsbeträge an natürliche Personen und ebenfalls 
ungeachtet der gegen den BFH-Beschluss I R 12/19 (I R 78/14) erhobenen 
Verfassungsbeschwerde (Aktenzeichen des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG): 2 BvR 923/21, siehe unseren Blogbeitrag) keine ernstlichen Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheids. 
Die Beschwerde der Antragsteller bleibt ohne Erfolg. Denn die 
verfassungsrechtlichen Zweifel könnten sich zwar auf der Grundlage einer 
verfassungsgerichtlichen Entscheidung zu den Voraussetzungen einer niedrigen 
Besteuerung und einem Auftrag an den Gesetzgeber, die Beseitigung eines 
Verfassungsverstoßes zu bewirken, dahin auflösen, dass der Gesetzgeber die 
Niedrigsteuergrenze auf 22,825 % (unter Berücksichtigung der Gewerbesteuer) 
beziehungsweise 15,825 % (ohne Gewerbesteuer) absenkt. Angesichts der 
streitgegenständlichen Situation einer "Nullbesteuerung" der Einkünfte der 
Zwischengesellschaft in Hongkong könnten die Antragsteller allerdings hiervon 
nicht profitieren. 
Dem Senat erscheint es als schlechthin ausgeschlossen, dass der Gesetzgeber 
eine die Antragsteller im Streitfall begünstigende neue Rechtslage (im Sinne einer 
vollständigen Abschaffung der Hinzurechnungsbesteuerung) schaffen könnte. 
Entsprechendes gilt für die angeführten unionsrechtlichen Zweifel. Denn auch ein 
vom Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) erkannter Unionsrechtsverstoß 
der Hinzurechnungsbesteuerung würde nicht zu einer vollständigen 
Unanwendbarkeit oder Nichtigkeit der nationalen Vorschriften führen; vielmehr 
würde nach der vom Senat in ständiger Rechtsprechung vertretenen 
sogenannten geltungserhaltenden Reduktion unter Beachtung des 
Anwendungsvorrangs des Primärrechts vor nationalem Recht der 
Unionsrechtswidrigkeit durch das "Hineinlesen" der vom EuGH verbindlich 
formulierten unionsrechtlichen Erfordernisse in die betroffene Norm Rechnung 
getragen (z.B. BFH-Urteile vom 03.02.2010, I R 21/06; vom 15.01.2015 - I R 
69/12). 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 13. September 2023 (I B 11/22 (AdV)), veröffentlicht am 19. 
Oktober 2023. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Umfang der erbschaftsteuerlichen Befreiung eines Familienheims 
Unter den Voraussetzungen von § 13 Abs. 1 Nr. 4c Erbschaftsteuergesetz ist der 
Übergang der selbstbewohnten Immobilie (das sog. Familienheim) von der 
Erbschaftsteuer befreit. Das Niedersächsische Finanzgericht hat zum Umfang der 
Steuerbefreiung entschieden, dass nur die Grundfläche des mit dem 
Familienheim bebauten Flurstücks (oder bei größeren Flurstücken eine 
angemessene Zubehörfläche) nach § 13 Abs. 1 Nr. 4c Erbschaftsteuergesetz von 
der Erbschaftsteuer befreit ist. 
Sachverhalt 
Im Streitfall hatte der Kläger durch Erbschaft sechs Flurstücke erworben. Fünf 
dieser Flurstücke waren nach § 890 Bürgerliches Gesetzbuch zusammengefasst 
als ein Grundstück im Grundbuch vereinigt. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228863/update-hinzurechnungsbesteuerung-im-drittstaatenfall-vermietungseinkuenfte-aus-in-der-schweiz-belegenem-grundbesitz/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310198/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/240043/taxation-of-foreign-passive-income-in-case-of-potential-doubts-under-constitutional-and-eu-law/
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Bei der Erbschaftsteuer erfolgt die Bewertung von Grundbesitz grundsätzlich 
durch das Finanzamt, in dessen Bezirk das entsprechende Grundstück liegt. Die 
so festgestellten Werte sind dann vom für die Erbschaftsteuer zuständigen 
Finanzamt als sog. Grundlagenbescheide in den Erbschaftsteuerbescheid zu 
übernehmen. Über die Steuerbefreiung für ein Familienheim wiederum 
entscheidet das für die Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt. 
Im Streitfall gab es die Besonderheit, dass das für die Bewertung zuständige 
Finanzamt drei der fünf im Grundbuch vereinigten Flurstücke in einem Bescheid 
zusammengefasst und für diese einen Gesamtwert festgestellt hatte. In der 
Erläuterung des Bescheides hatte das Bewertungsfinanzamt ausgeführt, dass die 
Steuerbefreiung für das Familienheim ggf. nur für das eine Flurstück zu gewähren 
sei, auf dem das Haus steht. 
So sah es auch das für die Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt. Es übernahm 
in den Erbschaftsteuerbescheid nicht den festgestellten Gesamtwert für die drei 
Flurstücke und gewährte hierfür die Steuerbefreiung. Stattdessen rechnete es aus 
dem Gesamtwert den Wert des mit dem Einfamilienhaus bebauten Flurstücks 
heraus und gewährte nur in dieser Höhe die Steuerbefreiung. 
Der Kläger begehrte hingegen die Steuerbefreiung für den gesamten vom 
Bewertungsfinanzamt festgestellten Grundbesitzwert (also für alle drei 
Flurstücke). 
Richterliche Entscheidung 
Das Niedersächsische Finanzgericht hatte sich hier mit der Frage zu 
beschäftigen, nach welchen Kriterien das Familienheim zu bewerten ist. Der 
Bundesfinanzhof hat bereits mit Urteil vom 23. Februar 2021 (II R 29/19) 
ausgeführt, dass ein Grundstück im Zusammenhang mit § 13 Abs. 1 Nr. 4c 
Erbschaftssteuergesetz entweder im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches oder 
des Bewertungsgesetzes zu verstehen sei. Im Fall des Bundesfinanzhofs kam es 
auf eine Entscheidung zu dieser Frage jedoch nicht an, sodass diese offenblieb. 
Betrachtet man das Grundstück im zivilrechtlichen Sinne, so handelt es sich 
hierbei um einen vermessenen, im Liegenschaftskataster bezeichneten Teil der 
Erdoberfläche, der im Grundbuch als ein Grundstück eingetragen ist (vgl. Urteil 
des Bundesgerichtshofs vom 14. Januar 2005 V ZR 139/04). Folgt man dem 
Bewertungsgesetz - auf das § 12 Abs. 3 Erbschaftsteuergesetz grundsätzlich zur 
Bewertung von Grundbesitz verweist -, so ist auf die wirtschaftliche Einheit im 
Sinne von § 2 Abs. 1 Bewertungsgesetz abzustellen. Die wirtschaftliche Einheit 
bestimmt sich nach der Verkehrsanschauung, wobei örtliche Gewohnheit, 
tatsächliche Übung, Zweckbestimmung und wirtschaftliche Zusammengehörigkeit 
der einzelnen Wirtschaftsgüter zu berücksichtigen sind (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 3 und 
4 Bewertungsgesetz). 
Vorliegend traf das Finanzgericht eine weder-noch-Entscheidung. Weder folgte es 
der zivilrechtlichen Sichtweise, da das mit dem Haus bebaute Flurstück nicht 
einzeln, sondern mit vier weiteren Flurstücken vereinigt im Grundbuch 
eingetragen war. Noch folgte das Gericht der vom Bewertungsfinanzamt 
vorgenommenen Grundstücksbewertung, die drei Flurstücke umfasste. 
Das Gericht vertrat vielmehr die Ansicht, dass das Erbschaftsteuerfinanzamt zu 
Recht nur das tatsächlich mit dem Familienheim bebaute Flurstück von der 
Steuer befreit hatte. Dies folge aus der primären Anknüpfung des 
Erbschaftsteuerrechts an das Zivilrecht. Zudem sei es verfassungsrechtlich 
geboten, die Befreiungsnorm restriktiv auszulegen. Deswegen könne für die 
Steuerbefreiung nicht auf die wirtschaftliche Einheit im Sinne des 
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Bewertungsrechts abgestellt werden. Stattdessen sei die Befreiung auf eine 
vorhandene katastermäßig kleinere Grundstücksfläche (und sollte diese nicht 
gegeben sein, gegebenenfalls auf eine Teilfläche) zu begrenzen. 
Den Hintergrund der restriktiven Auslegung der Norm sah das Gericht in einer 
möglichen Doppelbegünstigung naher Familienmitglieder durch hohe Freibeträge 
einerseits und die Freistellung des Familienheims andererseits. Personen mit 
„großem“ Familienheim profitieren von der Befreiungsvorschrift nämlich in 
größerem Maße, als z.B. Personen mit kleiner oder keiner Immobilie, weil die 
Freibeträge zusätzlich zur Steuerbefreiung des Familienheims gewährt werden. 
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache hat das Finanzgericht 
die Revision zugelassen. Diese wurde vom unterlegenen Kläger auch bereits 
eingelegt und unter dem Aktenzeichen II R 27/23 geführt. Es bleibt daher 
abzuwarten, wie sich der Bundesfinanzhof zu dieser Frage positioniert. 
Fundstelle 
Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil vom 12. Juli 2023 (3 K 14/23), siehe den 
Newsletter 10/2023 des Finanzgerichts; die Revision ist beim BFH unter dem Az. 
II R 27/23 anhängig. 
 

Business Meldungen 
 
Abhilfeklagen in der ganzen EU – Startschuss für eine neue Klageindustrie in 
Europa? 
  
Mit dem am 13. Oktober 2023 in Kraft getretenen 
Verbraucherrechtedurchsetzungsgesetz (VDuG) führt Deutschland die 
Abhilfeklage ein – eine europarechtlich vorgegebene Verbandsklage auf 
Schadensersatz und andere Leistungen an Verbraucher. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 24. Oktober 
2023 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 
 

Terminplaner 
  
Aktuelles zur Umsatzsteuer – Spotlight: 
Umsatz- und Lohnsteuer  
Webcast, 14.11.2023 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

https://www.pwc-events.com/AktuellesZurUmsatzsteuer
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/0961b961-8f40-4940-be2f-bf73ca14beca
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/240050/abhilfeklagen-in-der-ganzen-eu-startschuss-fuer-eine-neue-klageindustrie-in-europa/#h2abhilfeklagen-ueberall-in-der-eu-moeglich-h2
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/240068/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-24.-oktober-2023/
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Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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